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Verordnung
über die Bestimmung des zuständigen Gerichts 
in den Fällen des § 36 der Zivilprozeßordnung.

Vom 4. September 1950
Da das Gesetz vom 8. Dezember 1949 über die Er­

richtung des Obersten Gerichtshofes und der Ober­
sten Staatsanwaltschaft der Deutschen Demokrati­
schen Republik (GBl. S. 111) keinen Ersatz für die 
weggefallene Zuständigkeit des Reichsgerichts in 
den Fällen des § 36 der Zivilprozeßordnung geschaf­
fen hat, wird verordnet:

§ 1
In denjenigen Fällen, in denen nach § 36 der Zivil­

prozeßordnung die Bestimmung des zuständigen Ge­
richts durch ein im Instanzenzuge dem Oberlandes­
gericht übergeordnetes Gericht zu erfolgen hat, gilt 
das Oberlandesgericht Potsdam als das im Instan­
zenzuge höhere Gericht.

§ 2
Diese Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in 

Kraft.
Berlin, den 4. September 1950

Ministerium der Justiz 
F e c h n e r

Minister

Durchführungsbestimmung 
zur Anordnung über Zahlung von Renten 

an ehemalige Beamte und deren Hinterbliebene 
aus Mitteln der Sozialversicherung.

Vom 24. August 1950
Auf Grund des § 6 der Verordnung vom 16. März 

1950 über die Anpassung der Versorgungsbestim­
mungen für die Kriegsinvaliden, ehemaligen Be­

amten, ehemaligen Offiziere und ihre Hinterbliebe­
nen an\die Vorschriften der Sozialversicherung (GBl.
S. 191) wird unter Außerkraftsetzung der Durch­
führungsbestimmungen vom 31. Dezember 1948 
(ZVOB1.1949 S.30) zur Anordnung (АО) vom 15.Sep­
tember 1948 über Zahlung von Renten an ehe­
malige Beamte und deren Hinterbliebene aus Mit­
teln der Sozialversicherung (ZVOB1. S. 467) die 
nachstehende Durchführungsbestimmung erlassen:

Zu § 2 der АО vom 15. September 1848:
1. Für den Begriff „Beamter“ ist es unerheblich, ob 

es sich um Beamte auf Lebenszeit, auf Wider­
ruf, auf Zeit oder um außerplanmäßige Beamte 
handelt. Voraussetzung ist lediglich, daß eine 
Beschäftigung als Beamter im Hauptberuf vor­
lag, daß die Beamteneigenschaft durch Aushän­
digung einer Anstellungs- oder Ernennungsur­
kunde oder in einer nach den seinerzeit gelten­
den Vorschriften in sonstiger rechtsgültiger Form 
zuerkannt worden ist und daß dem Beamten 
ein Versorgungsanspruch gegen einen der im § 2 
Abs. 1 der Anordnung aufgeführten Pensions­
träger zustand.
Den Beamten sind gleichgestellt solche Beschäf­
tigte öffentlich-rechtlicher Körperschaften, denen 
ein Anrecht auf Ruhegehalt und Hinterbliebenen­
bezüge nach den Grundsätzen, die für öffentliche 
Beamte gelten, eingeräumt worden war und die 
auf Grund dieses Anspruchs von der Pflichtver­
sicherung befreit waren.

2. Umgesiedelte Pensionäre sind so wie die unter 
§ 2 fallenden Personen zu behandeln. Diesem 
Personenkreis gleichgestellt sind diejenigen ehe­
maligen Beamten, die einen Versorgungsanspruch 
gegen einen anderen Staat erworben hatten und 
die wegen ihrer antifaschistischen Haltung aus 
ihrer Stellung entlassen worden sind.


